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taz: Frau Rinker, sollte der Wi-
recard-Skandal in einem Bun-
destags-Untersuchungsaus-
schuss aufgearbeitet werden?

Carola Rinker: Ja. Es muss auf 
den Tisch kommen, was schief-
gelaufen ist. Nur so ist eine sinn-
volle Reform der Finanzaufsicht 
möglich. Wenn man jetzt Ände-
rungen vornimmt, ohne detail-
liert zu wissen, was schiefgelau-
fen ist, können die gleichen Feh-
ler ja wieder geschehen.

Sie sind Expertin für Bilanz-
fälschung: Wäre der Wirecard-
Skandal zu verhindern gewe-
sen?

Man hätte den Skandal früher 
aufdecken können. Bei Wirecard 
gab es ein Versagen an verschie-
denen Stellen. Verhindern kann 
man Bilanzbetrug nur, wenn die 
Gefahr der Aufdeckung groß ist. 
Je früher ein Betrug wahrschein-
lich aufgedeckt wird, desto ge-
ringer ist der Anreiz, es zu pro-
bieren.

Brauchen wir eine Bilanz-
polizei?

Ja, aber nicht in der jetzigen 
Form. Der Deutschen Prüfstelle 
für Rechnungslegung (DPR), 
der jetzigen Bilanzpolizei, die 
im Auftrag der Finanzaufsicht 
Bafin Wirecard geprüft hat, hat 
die Bundesregierung zum Ende 
nächsten Jahres gekündigt. Die 
DPR hat weniger als 20 Mitarbei-
ter, also zu wenig Personal, um 
wie bis jetzt 550 Unternehmen 
zu prüfen. Es muss eine Kon-
trolle geben, die mehr Hand-
lungsspielraum hat. Bei der DPR 
konnten die Unternehmen frei-
willig antworten, der Aufsichts-
rat musste nicht einbezogen 
werden. So wie es bislang ge-
laufen ist, geht es nicht.

Zuerst hätten die Wirt-
schaftsprüfer von EY mer-
ken müssen, dass etwas nicht 
stimmt. Gab es Warnzeichen?

Es gab sehr viele Warnzei-
chen, zum Beispiel Beiträge 
in der Financial Times mit An-
haltspunkten. Bei den Bilan-
zen der letzten zehn Jahre fällt 
auf, dass Wirecard zunehmend 
Liquidität hatte, andererseits 
sind die Gewinne gestiegen 
und trotzdem wurden Kredite 
aufgenommen. Da stellte sich 

die Frage: Wofür hat Wirecard 
das Geld gebraucht? Bei Gutha-
ben auf Treuhandkonten, unter 
anderem den verschwundenen 
1,9 Milliarden Euro, hätten die 
Wirtschaftsprüfer mehr Nach-
weise einholen müssen. Die 
Wirtschaftsprüfer sagen, sie 
sind keine forensischen Ex-
perten. Aber für den Jahresab-
schluss 2018 hat EY angegeben, 
dass forensische Gutachten ein-
geholt wurden. Das heißt, da wa-
ren Experten dabei.

Was muss sich bei den Wirt-
schaftsprüfern ändern?

Ihre Haftungsprivilegien 
müssen abgeschafft werden, sie 
müssen stärker haften. In Groß-
britannien wurde gerade ein-
geführt, dass Wirtschaftsprüfer 
nicht gleichzeitig ein Unterneh-

men beraten und prüfen dür-
fen. In Frankreich prüfen zwei 
Wirtschaftsprüfer zusammen 
ein Unternehmen. Auf jeden Fall 
sollte die Rota tionspflicht ver-
kürzt werden auf einen Wech-
sel der Wirtschaftsprüfer alle 
fünf Jahre.

Finanzminister Scholz hat 
einen Aktionsplan für eine 
stärke Finanzaufsicht und 
eine schärfere Kontrolle der 
Wirtschaftsprüfer angekün-
digt. Dazu gehört ein Sonder-
prüfungsrecht der Finanzauf-
sicht Bafin.

Das ist zumindest ein Schritt 
in die richtige Richtung. Wir 
brauchen definitiv für die Bafin 
mehr Möglichkeiten, rechtzeitig 
einzugreifen. Aber es muss erst 
einmal eine Untersuchung ge-
ben, was in der Vergangenheit 
alles falsch gelaufen ist.

Ist der Aktionsplan weitrei-
chend genug?

Nein. Ich kann mir vorstellen, 
dass in der Politik noch nicht 
überall durchgedrungen ist, was 
der Skandal bedeutet. Es gibt ein 
großes Interesse internationa-
ler Medien, die sich fragen, wa-
rum da keine Behörde eingegrif-
fen hat und wie ein Unterneh-
men wie Wirecard überhaupt in 
den DAX kommen konnte. Wir 
müssen jetzt dafür sorgen, dass 
das Vertrauen in den deutschen 
Kapitalmarkt wiedergewonnen 
wird.

Die Finanzaufsicht in 
Deutschland ist Anfang des 
Jahrtausends von der rot-grü-
nen Regierung umfassend re-
formiert worden. Wurde da-
mals zu viel dereguliert?

Ja, das ist das eine. Das andere 
ist die Struktur. Der Anlass für die 

Von Anja Krüger

Die Angelegenheit drängt, denn sie enthält 
enormen politischen Sprengstoff: Mitten in 
der Sommerpause kommen die Abgeordne-
ten des Finanzausschusses am Mittwoch um 
16 Uhr zu einer – nicht öffentlichen – Sonder-
sitzung zusammen. Einziger Tagesordnungs-
punkt: das Desaster um den zusammengebro-
chenen Zahlungsdienstleister Wirecard. „Es 
besteht das ungute Gefühl, dass wir im Wire-
card-Skandal bisher erst die Spitze des Eisber-
ges gesehen haben“, sagte die grüne Abgeord-
nete Lisa Paus der taz. Sie ist Mitglied des Fi-
nanzausschusses.

Wirecard verkörperte die große Hoffnung 
auf ein international schlagkräftiges deutsches 
digitales Finanzunternehmen. Der Zahlungs-
abwickler ist nach steilem Aufstieg in den deut-
schen Aktienleitindex DAX komplett in sich 
zusammengebrochen, Milliarden an Börsen-
werten wurden vernichtet. Denn es hat sich he-
rausgestellt, dass der Konzern über Jahre seine 
Bilanzen gefälscht und Gewinne vorgetäuscht 
hat. Rund 1,9 Milliarden Euro sind verschwun-
den oder haben nie existiert.

Bis zum bitteren Ende sind die kriminellen 
Machenschaften der Finanzaufsicht Bafin und 

anderen Kontrollinstitutionen wie der Deut-
schen Prüfstelle für Rechnungslegung entgan-
gen. Dabei gab es Hinweise. Schon 2019 hatte 
die Financial Times von Unregelmäßigkeiten be-
richtet – der Autor der Berichte wurde von der 
Bafin wegen versuchter Marktmanipulation an-
gezeigt. Die Staatsanwaltschaft München I hat 
mittlerweile drei Ex-Manager von Wirecard ver-
haftet, ein vierter ist auf der Flucht. Sie wirft ih-
nen unter anderem „bandenmäßigen Betrug“ 
vor und ermittelt gegen weitere Personen.

Vor dem Sonderausschuss Rede und Ant-
wort stehen müssen unter anderem Bundes-
finanzminister Olaf Scholz (SPD) und Bundes-
wirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU). Die 
Bundesregierung steht aus zwei Gründen un-
ter Beschuss: Als Finanzminister ist Olaf Scholz 
(SPD) für die Finanzaufsicht verantwortlich. Bis-
lang stellt er sich schützend vor die Bafin. In Alt-
maiers Zuständigkeit fällt die Aufsicht über die 
Wirtschaftsprüfer, die bei Aktiengesellschaften 
die Richtigkeit des Jahresabschlusses testieren 
müssen – was im Fall Wirecard die Kontrolleure 
des Wirtschaftsprüfers EY über Jahre getan ha-
ben. Außerdem hatte Wirecard gute Kontakte in 
die Bundesregierung und bis ins Bundeskanz-
leramt – was für einen DAX-Konzern nicht un-
gewöhnlich ist. Auf Kritik der Opposition stößt 
auch, dass Bundeskanzlerin Angela Merkel bei 
einer Chinareise für Wirecard lobbyiert hatte.

Die Grünen-Abgeordnete Paus ist verär-
gert, dass das Bundeskanzleramt trotz Einla-
dung der Opposition nicht zu der Sondersit-
zung kommen wird. „Wir müssen jedes Mittel 
nutzen, um eine schnelle und umfassende Auf-
klärung voranzutreiben“, sagte sie.

Der Linkspartei-Abgeordnete Fabio De Masi 
hat mit Blick auf die Sondersitzung einen Ka-
talog von mehr als einem Dutzend Fragen und 
Ersuchen vorgelegt. Er fordert unter anderem 
Zugang zur regierungsinternen Kommunika-
tion zu Wirecard. „Der Wirecard-Skandal stinkt 
und die politischen Verbindungen müssen aus-
geleuchtet werden“, sagte er. De Masi fordert ei-
nen Untersuchungsausschuss, der den Skandal 
aufklärt. Die Grünen würden das unterstützen, 
setzen aber eher auf weitere Sondersitzungen, 
damit kurzfristig wichtige Fragen beantwortet 
werden können. Denn ein Untersuchungsaus-
schuss würde wahrscheinlich erst im Novem-
ber eingerichtet werden.

Die Haltung der FDP dazu hängt vom Ab-
lauf der Sondersitzung ab. Sie sei für die Regie-
rung die letzte Gelegenheit, in wichtigen Fra-
gen für Aufklärung zu sorgen, so der FDP-Ab-
geordnete Florian Toncar. „Olaf Scholz und die 
gesamte Bundesregierung haben sich vor al-
lem selbst bescheinigt, nichts falsch gemacht 
zu haben“, sagte er.
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Bei einer Sondersitzung des 
Finanzausschusses müssen die 
Minister Scholz und Altmaier Rede 
und Antwort stehen. Noch ist unklar, 
ob der Bundestag einen 
Untersuchungsausschuss einsetzt

Nur die Spitze  
des Eisbergs

Interview Anja Krüger

Gründung der DPR waren Bi-
lanzskandale, unter anderem 
der um Flowtex, einen Herstel-
ler von Horizontalbohrmaschi-
nen. Jetzt hat sich gezeigt, dass 
mit der Gründung der DPR das 
Problem nicht gelöst wurde.

Viele Führungskräfte bei 
der Bafin kommen aus der 
Finanzwelt. Ist die Nähe zur 
Branche ein Problem?

Da stellt sich die Frage, wie 
unvoreingenommen jemand 
agiert und ob noch Kontakte 
bestehen, sodass gewisse Inte-
ressen verfolgt werden. Man 
könnte sagen, man braucht je-
manden, der einen gewissen 
Einblick in die Branche und Er-
fahrung hat, um die Komple-
xität verstehen zu können. Die 
Frage ist, wie man es schafft, je-
manden mit Erfahrung zu fin-
den, der keine eigenen Inter-
essen verfolgt. Ich glaube, das 
ist ein Problem, über das man 
auch in einem Untersuchungs-
ausschuss sprechen sollte.

„Man hätte den  
Skandal früher  
aufdecken können“
Beim Wirecard-Betrug haben viele Stellen versagt. Der Schaden daraus ist vielen 
Politikern nicht klar, glaubt Carola Rinker, Expertin für Bilanzfälschung.  
Sie fordert einen Untersuchungsausschuss und eine starke staatliche Kontrolle

Carola Rinker 
33, ist Unternehmensberaterin 
und Bilanzexpertin. Die Volks-
wirtin schult unter anderem 
Mitarbeiter des Bundeskriminal-
amts zum Thema Bilanzfäl-
schung. Sie ist Mitglied der 
Initiative Neues Wirtschafts-
wunder, die sich für eine 
sozial-ökologische Transforma-
tion einsetzt.
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„Der Wirecard-Skandal stinkt, 
die politischen Verbindungen 
müssen ausgeleuchtet 
werden“
Fabio De Masi, Linkspartei

wirecard


